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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 

zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschland 

und der Regierung der Ukraine 

über den Luftverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll einem völkerrechtlichen Vertrag nach Maßgabe 
des Artikels 59 Abs. 2 des Grundgesetzes zugestimmt werden. Mit 
seiner Hilfe wird der internationale Fluglinienverkehr für die deutschen 
Luftfahrtunternehmen und die des Vertragspartners zwischen beiden 
Staaten auf eine solide Rechtsgrundlage gestellt, die im Gegensatz 
zur Gewährung vorläufiger Rechte - ohne Vertragsbasis - auch lang- 
fristige Planungen trägt und nur formalisierter Beendigung unterliegt. 

B. Lösung 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Ukraine gewähren sich ge- 
genseitig die Rechte des Überflugs (1. Freiheit), der Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit), des Absetzens (3. Freiheit) 
und des Aufnehmens (4. Freiheit) von Fluggästen, Gepäck, Post und 
Fracht im gewerblichen internationalen Fluglinienverkehr. Rechte der 
5. Freiheit = gewerblicher Verkehr zwischen dem jeweils anderen 
Vertragspartnerland und einem Drittstaat (vice versa) werden nur im 
Einzelfall aufgrund gesonderter Vereinbarung zwischen den beiden 
Staaten gewährt. Kabotagerechte sind ausgeschlossen. Das Vertrags- 
gesetz trägt den nationalen Erfordernissen zur Umsetzung dieses 
Vertrages in deutsches Recht Rechnung. 

C. Alternativen 

Vertragsloser Zustand mit nicht gesicherten Verkehrsrechten. 
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D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das 
Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, 
da das Abkommen neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und 
Weise der Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber deren 
Höhe, regelt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 20/95 Bonn, den 29. Juni 1995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 1 0. Juni 1 993 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Ukraine über 
den Luftverkehr mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 686. Sitzung am 23. Juni 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über den Luftverkehr 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Kiew am 10. Juni 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Ukraine über 
den Luftverkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 20 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen auch die Umsatz- 
steuer und die Biersteuer berühren, deren Aufkommen den Ländern ganz oder 
teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 20 Abs. 1 In Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen 
neben Fragen technischer Art sowie der Rechtsgewährungen auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Bestimmungen von Beförderungs- 
entgelten, nicht aber deren Höhe, regelt. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über den Luftverkehr 

yrofla 

Mi)K ypnflOM OeflepaTMBOi Pecnys/iiKM HiMeMMUHa 
Ta Vpf\ppM yKpaiHM 
npo noBirpnue cnonyHeHwa 


Inhaltsübersicht 

Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 
Artikel 7 Üben/veisung von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des vereinbarten Linienverkehrs 
Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 
Artikel 10 Tarife 

Artikei 11 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftsicherheit 

Artikel 13 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 14 Meinungsaustausch 
Artikel 15 Konsultationen 
Artikel 16 Beilegung von Streitigkeiten 
Artikei 17 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 18 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 
Artikel 19 Frühere Abkommen 
Artikel 20 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 21 Kündigung 


3MicT 

npeaMöyna 

CxaTTn 1 BM3HaMeHH$i noHnrb 

CTaTTfl 2 Ha^HHn KOMepi 4 iMHMX npae 

CTaTTn 3 npHSHaneHMn aosbI/i Ha s/tlMCHeHHa no/ibOTie 

CTaTTH 4 CKacyBaHH^i mm oöMexceHHM ^osBony Ha SAii^cHeHHfl no/ib- 
otIb 

CTaTTH 5 He/^MCKpMMiHaLtifl npM crnryBaHHi söopiB 
CTaxT« 6 3BinbHeHHH Bifl cnnaiM mmtb Ta iniuMx söopiB 
CTarrfl 7 HepeKas sapoöneHMX kouitIb 

CraTTM 8 npMHi^MnM, hkI peryntotoTb eKcnnyaTai^'io /^oroBipHMx ninii^ 

CraTTH 9 Ha^aHHA eKcnnyaTaitiMHOl iH(|3opMattilf ra cTaTMCTMKM 

CTaTTfl 10 TapMct}M 

CTaTTH 1 1 KoMepi^lMHa AinnbHicTb 

CTaTTB 12 ABiaitiMHa öesnexa 

CTarm 13 iMMirpaqlfl xa KOHXponb flOKyMenxiB, HeoöxiflHMX npM nepe- 
BeseHHi 

CxaxxH 14 OömIh flyMKaMM 
CxaxxH 15 KoHcynbxaitii 
Cxaxxn 16 BperynioBaHHn cnopie 
Cxaxxfl 17 BaraxocxopOHHi KOHBeni^ii 

Cxaxxfl 18 Peecxpai^M b MixcnapoAHlM opraHisaiAii' t 4 MBinbH 0 i aBiai^ii 

Cxaxxn 19 llonepeAHl yroflM 

CxaxxH 20 Haöyxxfl MMHHOcxi, cxpOK flif 

Cxaxxn 21 Bxpaxa mvihhocxI 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Ukraine - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem- 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 
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ypRfl d^eflepaTUBHoV PecnyöniKu HiMeHHMHa 
xa 

ypRA yKpaiHM 

RKi e ynacHMKaMii KoHBeHi^ii npo Mi)KHapOAHy uiiBi/ibHy 
aBiaitiio, BiflKpHTOi niAniicaHHR b HiKaro 7 rpyAH« 1944 
poKy; 

öeuKaiOHM yKfiacTM yrofly, rkb CTOcyexbCR BCxaHOB/ieHH« m 
3AiMCHeHHR noBlTpRHMx cno/iyHeHb Mi>K i 3a Me>KaMM Tx 
BiflnoBiflHHX xepuTopiM; 

flOMOBunncb npo Taxe: 

CjaTTsi 1 

BM3HaMeHH5l nOHSITb 

(1) y yrofli, RKiAo KOHxeKCT He npwnycKae iHiue: 
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a) Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1 944 in Chica- 
go zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die Inter- 
nationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen Arti- 
kel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach des- 
sen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderun- 
gen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen 
ratifiziert worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land das Bundesministeiium für Verkehr, in bezug auf die 
Ukraine das Verkehrsministerium der Ukraine oder in beiden 
Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur Wahrnehmung 
der diesen Behörden obliegenden Aufgaben ermächtigt ist; 

c) „bezeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti- 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben soll. 


(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr“, „internatio- 
naler Fluglinienverkehr“ und „Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt- Abkommens festgelegte 
Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarir bedeutet den Preis, der für die Internatio- 
nale Beförderung (d. h. die Beförderung zwischen Punkten in den 
Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggästen, 
Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen ist, und 
schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstarife, die 
unter Venwendung von anderen Tarifen oder von Anschluß- 
tarifen für eine Beförderung auf internationalen Streckenab- 
schnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die 
Teil des internationalen Streckenabschnitts sind, gebildet 
werden; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisionszah- 
lung richtet. 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför- 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde- 
rung verkaufte Beförderung auf einem inländischen Strecken- 
abschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfügbar Ist und 
der nicht allen Beförderern im internationalen Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge- 
stellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1 ) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) In ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu 
landen; 

c) in Ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 


(а) repMlH „KoHBeHLiia“ osHaMae KoHBeHL 4 iio npo Mi>KHapo/^Hy 
MHBi/ibHy aBiaqiio, Bi^Kpury nlAniicaHHB b HiKaro 7 rpy/^- 
Hfl 1944 pOKy, Ta BK/ 1 K>Ha£ Öyflb-flKUM flOflarOK, npMÜHBTMM 
sriflHO 3 l CraTTeio 90 i^ieT KohbghliT, xa Öyflb-flKy nonpaBKy 
AO AoAaTKiB aöo KoHBeHAiT, npniiHBTi sriAHO 3 TT CTarraMii 
90 Ta 94, y TaKüi Mipi, b BKiü 14 ! Aoa^tkü m nonpaBKn aü^chI 
A/iB HM paTM4)iKOBaHi oöoMa AoroBipHMMM CTopoHaMn; 

(б) TepMiH „aBiaL|liiHi B/iaAn“ ctocobho OeAepaTUBHoT Pecnyön- 
iKM HiMeMMMHa - OeAepanbHe MiHicxepcTBO TpaHcnopxy, a 
CTOCOBHO VKpaTHM - MlHlcTopcTBo TpaHcnopxy VKpaTHii; aöo 
B oöox BMnaAKax - öyAb-BKy ocoöy hm opran, ynoBHOBa^KeHi 
3AiMCHiOBaTM 4)yHKL4iT, HKi BMKOHyK>Tb araA^Hi b/isah; 

(14) TepMiH „npM3HaHeHe aeianiAnpMEMCTBO“ oananae aeia- 
niAnpMeMCTBO, HKe OAHa floroBipna CxopoHa npMSHaHM/ia, 
HMCbMOBO nOBiAOMMBUlM iHUiy /torOBipHy CTOpOHy, bIahobIaho 
AO CTarri 3 i4ieT Vfoam hk aBianiAnpMEMCTBo, «Ke ynoBHO- 
Ba>KeHe 3AiMCHK>BaTM Mi^KHapoAHi noBiTpani cnonyHeHHH no 
Mapiupyrax, BCTanoB/ieHMx ariAHO 3i CxaTTeK) 2 (2) i4iET Vro- 
AM. 

(2) TepMiHM „TepMTopifl“, „noBiTpnne cnonyHennfl“, „Mi)KHa- 
poAHe noBiTpflHe cno/iyneHHA“ xa „aynMHKa 3 HeKOMepi4iMHMMM 
i4i/iflMM“ B i4iM VroAi Maioxb SHaHeHHH, naAani Tm y Cxarmx 2 i 96 
KoHBeHLiiT. 

(3) TepMiH „xapMct)“ osHanaE i4iHy, «Ka npHSHaHena 3a Mixtna- 
poAHe nepeeeaeHHH (toöto, nepeeeaeHH« mIjk nynKxaMM na 
xepMTOpiHx abox aÖo Öi/ibui Aopxcae) naca>KMpiB, öaraxcy hm 
B aHxajKy (BMK/iiOHaioHM nouixy) I MicxMXb: 

(a) ÖyAb-HKMM HacKpi3HMM xapMcj) aöo cyMy, »Ka npMaHaneHa 3a 
Mix(HapOAHe nepeeeaeHHH, U40 BMCTaeneHe Ha pMHKy i Bxce 
cnpoAaHe, BKnionaiOHM HacKpiaHl TapM(t)M, poapaxoeaHi ao- 
nnaTM 3a nepeeeaeHHH nepea MixcHapOAHi böo 

BHyrpiLUHi A>^bHML4i, hkI e nacxMHOio MixcHapOAHoT AinbHMi4i; 


(ö) KOMiciMHMM 3 öip, cn/iaHyBaHMM niA nac npoAaxcy kbmtkIb aa 
nepeeeaeHHH naca>KMpiB xa öara>Ky aöo nlA nac yK/iaAOHHa 
BiAnoBiAHMx yroA aa nepeeeaeHH« BaHTa>Ky; 

(14) yMOBM, hkI BM 3 HaHaK>Tb 3 acTocyBaHHH TapM(t}y aöo 14 ! hm 3 a 
nepeeeaeHHH hm cnnaxy KOMlciMHoro aöopy. 

BIh XaKOJK MiCXMTb; 

(a) öyAb-flKl cyxTEBi nepeearM, naAani y ae'naKy 3 BMKOHanHHM 
nepeeeaennn; 

(e) öyAb-HKMM xapMct) aa nepeeeaeHH« na enyxpiiuHiM AinbHMi4i, 
npoAane b AOAaroK ao MixcnapOAHoro nepeBeaenHn, hko hb 
noAaHe b npoAa>K An« BMKniOHHo BHyxpiujHboro nonboxy i hg 
MO)K e öyxM HaAane na pIbhmx yMoaax yciM MixcnapOAHMM 
nepGBiaHMKaM i cnoxcMoanaM 14MX nocnyr. 


CxarrH 2 

HaAaHHH KOMepi4iMHMX npae 

(1 ) Koxcna AoroBipna Cropona naAacxb Ihuj Im f\oroB ipn in Cto- 

pOHi 3 MGTOK) aAiMCHGHHH MDKHapOAHMX nOBixpHHMX CnOJiyHGHb 

npM3HaHeHMMM aBlaniAnpMEMCTBaMM npaeo: 

(a) 3AiMCHiOBaTM non ix nepea xepMxopiK) öea nocaAKM; 

(ö) npMaeMnnxMCfl na TT xepMxopiT 3 neKOMepAlMHMMM iiinnMM; 

( 14 ) npMaeMnnxMCfl na TT xepMXopiT b nyHKxax, BMananeHMx na 
Mapuipyxax, BCxaHOBneHMx BlAnoBiAHO ao nynKxy 2 hmjkhg, 
U 40 Ö npMMMaxM na öopx aöo 3HiMaxM nacaxcMpiB, öarajK, 
BaHxa>K i noujxy na KOMepAiMHiM ochobI. 
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(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben 
können, werden in einem Fluglinienplan durch Notenwechsel 
festgelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf- 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern (Ka- 
botage). 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinlenverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer- 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe- 
haltlich der Absätze 3 und 4 dieses Artikels und des Artikels 9 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienyerkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der nach Artikel 2 
gewährten Rechte verweigern, wenn das Unternehmen auf Ver- 
langen nicht den Nachweis erbringen kann, daß die Mehrheit des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche Kontrolle 
Staatsangehörigen oder Körperschaften der anderen Vertrags- 
partei oder dieser selbst zustehen. 

(5) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter- 
nehmen ersetzen. Das neu bezeichnete Unternehmen genießt die 
gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie 
das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 

Widerruf oder Einschränkung 
der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 15 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Ein- 
stellung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

Artikel 5 

Gieichbehandlung bei den Gebühren 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 


(2) MapujpyTM, sa np^sHaneHi aeiani/^npneMCTBa ßp- 

roBipHMx CroplH SMOKyrb 3/)ii^CHiOBaTM Mi>KHapoAHi noBiTpBHi 
cnojiyseHHq, öy/^yrb BKasaHl b TaöjiMMi MapujpyrlB iujibxom 
OÖMiHy HOTaMM. 

(3) BKaaaHe b nyHKTi 1 ne 6ypß posr/wflaTUCB ctocobho 
npMSHaseHMx aBianiAnptiEMCTB oahIsT AoroBipHoT CropoHM bk 
npaBO npwi^MaTM Ha öopx Ha xepHTopiT IhujoT floroBipno T Cropo- 
m naca>KHp}B, 6 ara>K, BaHTa>K i noiury /yiq nepeBesennq 3a 
BHHaropofly b Ihiumh nyxx HajepHTopIT IhiuoT floroBipnoT Cto- 
poHH (KaöOTaxc). 

Crarra 3 

npMaHaseHHn m f\03B\n 
Ha SAh^CHeHHB nonboriB 

(1) SfliMCHeHHB MijKHapoflHHx noBlTpBHMX cnonyHeHb no 
Mapuipyrax, BM3Ha4eHnx BiflnoBlflHO flo CraTTl 2 (2) 14 ! ei VroflH, 
Moxce poanoHaTMCB b öyflb-BKMH nac 3a yMOBn, bku^o 

(а) floroBipna CropoHa, bkü^ naAani npaaa, Bxaaani y CraTTi 2 

( 1 ) qlei VroflH, npn 3 Ha 4 nna oflne hm fleKinbKa aalanifln- 

PMEMCTB nMCbMOBO, 1 

( б ) floroBlpHa CropoHa, qxa na^ae qi npaaa, flana floaBi/i 

aBlaniflnpMEMCTBy hm aBlaniflnpMeMCTBaM noHaxM 

noBixpBHe cno/iyneHHB. 

(2) floroBipHa CxopOHa, nxa Ha^ae 141 npaaa, i3 aacxepexceH- 
HBM nyHKXiB 3 i 4 hmxchb, a xaKOxc Cxaxxi 9 14 ! el Vropp flae öea 
aaxpMMKM Bi/ 4 noBi/ 4 HMM /403Bin Ha 3Ai^cHeHHB MixcnapOAHoro 
noBixpBHoro cno/iyneHHB. 

(3) Koxcna floroBipna Cxopona Moxce BMMaraxM Bi/4 6y/4b-BKoro 
aBiani/4npMeMCXBa, npHSHaneHoro iHiuoio floroBipnoio Cxopo- 
Hoio, no/4axM /40Ka3M xoro, 1140 boho 3ßßjHe BMKonyBaxM BMMorM, 
BM3HaHeHi 3aK0HaMM xa npaannaMM nepuioT floroBlpnoi Cxo- 
pOHM, BKi perynioioxb 3 / 4 iMCHeHHB m i>KHapo/4HMX noBixpBHMX 
cnonyneHb. 

(4) Ko)KHa floroBipHa Cxopona MO)Ke bIamobmxm 6 y/ 4 b-BKOMy 
aBianl/ 4 npMeMCXBy, npHOHaneHOMy Ihujoio floroBipnoio Cxopo- 
HOK), KOpMCxyBaxMCfl npaBaMM, naAaHMMM 3rl/4HO 3i Cxaxxejo 2 
Ltiei VroflM, BKU 40 Taxe aBianiflnpneMCXBO b 3M03i / 40 BecxM 3a 
BMMoroio, U40 nepeBa>KHe Bono/ 4 lHHB xa ct)aKXMHHMM KOHXponb 
HaA xaKMM aBlaniflnpHEMCXBOM nanexcaxb rpowiaABHaM hm Kop- 
nopaMlBM iHiiJO i ÄoroBipHoT CxopoHM. 

(5) Ko>KHa floroBipHa Cxopona ariflHO 3 no/io)KeHHBMM BMU4e- 
3a3HaHeHMX nynxxlB 1-4 MaxMMe npaBO 3aMlHMXM asianifln- 
pMEMCXBO, Bxe BOHa npM3HaHMjia, iHUJMM aBianiflnpMeMCXBOM. 

litOMHO npM3HaHeHe aBianlAnpMEMCXBO MaxMMe xaxi npaaa i 
HecxM Taxi >k aoöoB’naaHHB, nx i aBianiAnpMEMCXBO, nxe boho 
3aMiHBE. 

CraxTn 4 

CKacyBaHHn hm oöMexceHHn AOSBony 
Ha 3/4iMCHeHH5i nonboxiB 

Ko>KHa floroBipna Cxopona Moxce cxacyoaxM hm oömbjkmxm 
lU/lBXOM BCXaHOB/ieHHB yWOB A 03 Bln, HaAaHMM BiflnOBiflHO 
Cxaxxi 3 (2) 14! eT Vfoam, y paal, nxuto 140 aaian IflnpMEMCXBO He b 
3 M 03 i flOxpMMyBaxMCb 3axoHiB i npaBM/i floroBlpnoi CxopoHM, 
Bxa HaAaE npaBa, aöo ne b 3 M 03 i AOxpMMyBaxMCb nonoxcenb 
LtiEl VrOflM HM BMXOHyBaXM 3060 B’B 3 aHHB, II4O 3 qbOrO BMn/lM- 

BaK)xb. Taxe cxacyeaHHB hm oöMexceHHB öy^e aacxocoeaHO 
niCHB xoHcy/ibxaqiT, bk nepeflöaneHO Cxaxxex) 15 qiEi VroflM, 
BXU40 xinbxM HeraMHe npnnMHeHHB sfliMCHeHHB no/iboxle hm 
BCxaHOB/ieHHB yiüioB He E cyxxEBMM /4nB aanoölraHHB noflanb- 
uiMM nopyuieHHBM aaxoHie hm npaBM/i. 

CraxTfi 5 

HeAMCKpMMiHai4ifi npM cxnryBaHHi 36opiB 

36opM, cxBryBaHl Ha xepMxopil OAH'rEi floroeipHol CxopoHM 
3a xopMcxyBaHHB aeponopxaMM xa Ihiummm aBiaitiMHMMM aacoöa- 
MM noBixpBHMMM cyflHaMM 6y/4b-Bxoro npM3HaHeHoro aeianiAn- 
pMEMCxea IhujoY CxopoHM, He öyAyxb bmiaI hIjk xi, Bxi cxBryK)Xb- 
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als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen 
Unternehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr er- 
hoben werden. 

Artikel 6 

Befreiung von Zöllen 
und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver- 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfllegen und aus ihm wieder ausflie- 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab- 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 


(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungs- 
gegenstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit- 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichne- 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus- 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs- 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Ver- 
tragspartei bleiben bei der Einfuhr in das Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei ebenfalls von den In Absatz 1 genannten Zöllen 
und sonstigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den In Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge- 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst- 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Verkauf von 
Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei erzielten Einkünfte jederzeit, auf jede Weise, 
frei und ohne Beschränkung in jeder frei konvertierbaren Währung 
zum amtlichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung zu 
überweisen. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb 
des vereinbarten Linienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
In billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flüg- 


en 3 noBixpnHoro cy^Ha Hai^ioHa/ibHoro aeianiAnpueMCTBa, u^o 
SAiMCHioe noAiöHi Mi>KHapoAHi noBirpnHi cnonyMeHHn. 

CTarrn 6 

Sai/ibHeHHii bIa cnnaiM MMra 
ra iHtuMx aöoplB 

(1) noBirpnHl cyflHa, nKi eKcnnyaryiOTbcn öyflb-nKMM npuana- 
HOHbiM aBianiAnpMeMCTBOM OAHieT CTOpOHn i bxoa^tb Ha, 
BiAnpaBJinioTbcn not Im 3 aöo nponiraioTb Hepe3 repHToplio 
iHUJOl AoroBipHoT CropOHH, a TaKO>K najinBO, MacTkuibHi Mare- 
pia/iH, aanacHi nacTHHH, KOMn/ieKTHe oÖ/iaAHaHHq i öoproBl 
aanacH, 140 3HaxoA^Tbcn Ha öopry raKux noBirpnHHx cyAen, 
öyAyib 3BijibHeH i bIa cn/iarn Mura ra Ihlijhx 360 p ib, cmryBaHHX 
y 3B’n3Ky 3 iMnopTyBannnM, eKcnopryBannnM aöo TpaH3MTOM 
TOBapiB. I4e TaK0>K öyAe aacTocoByoaxHCb ao ToaapiB, nKi 
3HaxoA«Tbcq na öopry noBirpqHMX cyAen ra BurpaHajoTbcn niA 
Mac nojibory nepea repMTopiio ocraHHboi floroBipHOi* Cropo- 

HM. 

(2) ria/iMBo, MacTM/ibHl Marepia/iM, aanacHi nacTHHM, kom- 
nneKTHe oö/iaAnannn ra öoproBi aanacM, THMnacoBo iMnopro- 
Bani Ha repHTopiio öyAb-nKoi CropoHM, ßß bohm neraMHO hm 
nlcjin 3öepe)KeHHq BcraHOB/ieni aöo Ihujmm hmhom Banri na 
öopr noBirpnHoro cyAHa npHananeHoro aBianiAnpHEMcraa 
IhujoY floroBipHoi' CropoHM, aöo Ihiumm hmhom 3HOBy eKcnopro- 
Bani 3 repMTopii nepiuoi floroBipnoT CropoHM, öyAyrb 
3BijibHeHi BiA cnnaiM MMxa ra Ihmujmx aöopia, araAanMX y 
nyHKTi 1 BMLAe. PeKnaMHi MarepianM ra nepeBiani AOKyMeHTM 
öyAb-nKoro npnaHaneHoro aBianlAnpneMCTBa raKOxe öyAyrb 
3BijibHeHi BiA cnnarM mmtb ra Ihlijmx aöopiB, aaanaHeHMX BMU^e 
B nyHKTi 1, KOJIM BOHM ÖyAyrb iMnoproBaHi Ha repMTopiio IhujoT 
floroBipHoi' CropoHM. 

(3) rianMBO ra MacTMnbHl Marepia/iM, aanri na öopr noBirpn- 
Horo cyAHa npMaHaneHoro aBianiAnpMEMCTBa öyAb-nKoT flo- 
roBipHO i CropoHM na repMTopii inuio i floroBipHO i CropoHM ra 
BMKopMcrani niA '^ac aAlMcnennn MixenapoAHMX noairpnHMX 
cno/iyneHb, öyAyrb aBlfibHeni bIa cn/iarM MMxa ra Ihujmx aöopiB, 
araABHMX y nynKri 1 BMU^e, raKoxe i bIa cn/iarM öyAb-nKMX Ihujmx 
cneMia/ibHMx cnoxcMBHMX aöopiB. 

(4) ByAb-nKa floroBipHa CropoHa Moxce aöepirarM MaMHO, 
araABHe b nyHKxax 1 - 3 BMu^e, niA MMrHMM Har/WAOM- 

(5) RKU40 He crnryiorbcn MMra aöo inuji aöopM, ^kmmm oöx/ia- 
Aaerbcn MaMHO, araAaHe b nyHKxax 1 - 3 BMU^e, raKe MaMHO hg 
Ö yAe niA/inraTM gkohomIhhmm caHKLiinM hm 0ÖMex<eHHnM Ha 
iMnopryBaHHn, eKcnopryBannn aöo rpanaMr, bkI Mor/iM ö aacro- 
coByearMCb b inujOMy BMnaAKy. 

(6) Kox<Ha AoroBipna Cropona na ochobI BaaeMHocri naAacrb 
3B i/ibHBHHn B iA cnnarM noAarKy 3 oö iry aöo noAiÖHMx HenpnMMX 
noAarKlB Ha roaapM ra nocnyrM, nKi naAaiorbCfl öyAb-nKOMy 
aBianlAnpMeMCTBy, npHananeHOMy Ihujoio floroBipnoK) Cropo- 
HOK), i BMKopMCTOByiorbcn 3 MeroK) Moro Ai^JibHocri. SainbHeH- 
Hn BiA cnnarM noAaxKlB MOx<e aAlMCHioBarMcn y cjDopMl Hecmry- 
BaHHH aöo BiAUJKOAyeaHHn. 

Crarrfi 7 

nepeKaa sapoÖJieHMx koiutIb 

Kox<Ha AoroBipHa CroroHa naAacrb öyAb-nKOMy aBianiAnpM- 
EMCTBy, npnanaHenoMy Ihujok) AoroBipnoio CropoHOio, npaBO 
nepeKaayaaTM b cbIm ronoBHMM oct3ic y öyAt-flKMM nac öyAb-n- 
KMM HMHOM, BinbHO i 063 OÖMGXCeHb, y ÖyAb-HKlM BlnbHO KOHBGp- 
TOBaniM BaniOTi ra aa 0(t)iMiMHMM xypeoM oÖMiny aoxoa, orpM- 
MaHMM BiA npoAax<y aBiarpancnoprHMX noenyr na repMropiT 
iHUJOl AoroBipHoi CropoHM. 

Crarm 8 

npMHi^MnM, fiKi pery/uoiOTb 
eKcnnyaraAlio Aoroa ipHMx n Ih Im 

(1) ByAb-HKOMy npMaHaneHOMy aBianlAnpneMcray kox<hoY 
AoroBipHoT CropoHM öyAe HBAana cnpaBGAnMBa ra plana mox<- 
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linienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück- 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird, 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
hachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten In dritten Staa- 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde- 
rungsangebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs- 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona- 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug- 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luflfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Beförderungsangebots und der Frequenzen zu erreichen. 

Artikel 9 

Übermittiung von 
Betriebsangaben und Statistiken 

(1 ) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehörden 
der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme des 
Fluglinienvericehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien und vor Beginn jeder folgenden Flugplanperiode die Art der 
Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die Flugpläne 
mit. Kurzfristige Änderungen sind unverzüglich mitzuteilen, 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be- 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde- 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An- 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien angewendet 
werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luftfahrtbehörde 


fiMBicTb 3fliMCHK>BaTM noßiTpnHi cnonyHeHHn no Mapuipyrax, 
BcraHOB/ieHMx BiflnoBi^HO flo CTarri 2 (2) qiei' VroAH. 

(2) ni^ Hac s^iiiCHeHHn Mi>KHapo^MX noBiTpnHkix cnonyMeHb 
no Mapujpyrax, BcraHOBneHMX BiflnoBiflHO flo CxaTTi 2 (2) qiei 
VroA^. öy/^b-BKe npusHaneHe aBiani/^npneMCTBo öy^b-nKoi* 
floroBipHOi CropoHM Öyfle bparn flo yoaro iHxepecu öyflb-nKoro 
npMSHaseHoro aBiani/^ipMEMCXBa IhujoT AoroBipHoT CxopoHki 
/yiB xoro, iqoö He sae^axki uiKo^H noBixpnHkiM nepeeeseHHnM, 
aKi ocxaHHE aBiani^npHeMcxBo s/^iücHioE no qnx x<e Mapuipy- 
xax aöo Tx ^inbHMqnx. 

(3) FonOBHOK) MeXOK) SAiHCHeHHB Mi)KHapOflHMX nOBiXpBHHX 
cnonyMeHb no Mapuipyxax, BcxaHOBneHHX BiflnoBiflHO flo Cxaxxi 
2 (2) qiei VroflH, öyfle HaflaHHfl EMHOCxi, cniBposMipHoi 3 npor- 
H030BaHMM BonMxoM HB nepeBeaoHHB 3 xa Ha xepHxopiio Ao- 
roBipnoT CxopoHM, nKa npHananaE aBianiAnpnEMCxBa. DpaBO 
xaKHx aBiani^npHeMCXB nepeB03MXM KOMepqiMne aaBanxaxceH- 
H9\ Mix< nyHKxaMH na Mapuipyxi, BCxaHOB/ienoMy BiAnoBi^HO ^o 
Cxaxxi 2 (2) qieV VroflH, «Ki anaxoflaxbcn na xepHXopii' iHiuoi' 
florOBipHoI CxopoHH, xa nyHKxaMH b xpexix Kpainax, öyfle bhko- 
pMCxaHO B iHxepecax rmaHOMipHoro po3BHXKy Mixcnapo/^Horo 
noBixpflHoro xpancnopxy xbkhm hmhom, tqo eMHicxb 3anex<nxb 
BW 

(а) nonwxy na nepeaeaeHH« 3 xa na xepMxopiio floroeipHoi' 
CxopoHM, BKa npH3HaMa£ aBiani^npHEMCXBa; 

(б) nonnxy na nepeaeaeHH«, icnyiOHoro b 30Hax, nepea «Ki npo- 
xo^nxb noBixpnni cno/iyneHnn, 3 ypaxyBannnM MicqeBnx xa 
perioHanbHHX noBixpnHMX cno/iyneHb; 

(q) BMMor eKOHOMiHHoI eKcnnyaxaqii HaCKpi3HHX MapmpyxiB 
nepeBeaeHHfl. 

(4) LAoö Ha^axH cnpaaeA/iHBy xa piany MO>K/iHBicxb excnnya- 
xaqif AoroBipHHX niniH öy/^b-BKOMy npHananeHOMy aaianw 
npHEMcxBy, sacxoxa cnonyHenb, Tv\m BkiKopHCxoByBaHnx 
TiOBixpflHHx cyfleH cxocoBHO EMHOCxi, a xaKOJK po3Knafln pewciB 
öyAyxb ni/vinraxH saxaepA^KeHHio aBiaqiMHHMH ena^aMki ßp- 
roBipHiix CxopiH. 

(5) AaiaqiHHi B/ia^H AoroBipHkix CxopiH, 3a HeoöxlAHicxio, 
HaMaraxHMyxbC« flocnrxH saflOBinbHoro noro/pKennn cxocobho 
xpaHcnopxHoi* eMHocxi xa nacxox. 


CxaTTfi 9 

Ha/taNHsi eKcnnyaxaqiiiHoi 
iH^opMaqii xa CTaxMCTMKM 

(1) KoMHe npH3HaHeHe aBianlAnpHEMcxBO 6yßß Ha/^aeaxn 
aBiaqiHHHM B/ia^aM AoroBipnvix CxopiH ne mbhuj Hi>K 3a Micnqb 
Ao noHaxKy 3Ai^CHBHHn noBixpBHHX cno/iyneHb Bi/^noBiAHo ao 
C xaxxi 2 (2) qieT VroAH xa ao noHaXKy kokhofo nacxynnoro 
nepioAy, wa hkmh BCxaHOB/iioexbcn po3KnaA, xiin oöcnyroay- 
BaHH«, XHnH noBixpnHHX cyABH, u^o eKcnnyaxyioxbcyi, i po3Kna- 
AH peüciB. KopoxKOHacHi 3MiHH noBiAOM/iRioxbcn HeraüHo. 

(2) ABiaqiiiHl BJiaAH oahIeT floroBipnoi CxopoHM öyAyxb na- 
AasaxM aBiaqiHHHM B/iaAaM IhujoT CxopoHki 3a \x npoxannnM 
xaKi nepioAMMHi aöo cxaxHCXwMHi abhI u^oao npn3HaHeHHX 
aBianiAnpMEMCXB, hkI Mo>Kyxb öyxM o^pynxoBano 3a>KaAaHi 3 

Mexoio nepern«Ay emhocxI, «xa naAaexbc« 6yAb-«KiiM npnana- 
HeHMM aBianiAnpHEMCXBOM nepiuoT floroBipnoT CxopoHH na 
Mapujpyxax, BCxanoB/ieHHX BiAnoBiAHO Cxaxxi 2 (2) qiEl 
VroAH, TaKi abhI noBHHHi BK/iiosaxH bck) iH4x)pMaqiio, 
HeoöxlAHy a^« BH3HaMeHHn oöcnry, noxoA>KeHH« xa npHananeH- 
Hn xaKHX nepeaeaeHb. 

Cxarra 10 
Tapii(t>M 

(1) TapH4)ki, bkI aacxocoayioxbcf) npnaHaneHiiM aeianiAn- 

pMEMCXBOM Ha MapUJpyXBX, BCXaHOB/ieHMX BiAnOBiAHO AO 
Cxaxxi 2 (2) qiEi VroAH, niAnnraioxb 3axBepA>KeHHio aBiaqiiiHH- 
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der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Abgangspunkt der 
Flugreise liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die tn- 
teressen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter- 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund- 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 
weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

(5) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei der Auffassung, 
daß ein Tarif, der von der Luftfahrtbehörde der anderen Vertrags- 
partei genehmigt wurde und von deren bezeichneten Unterneh- 
men angewendet wird, Absatz 2 nicht entspricht, so kann die 
Luftfahrtbehörde der erstgenannten Vertragspartei die Luftfahrt- 
behörde der anderen Vertragspartei um Konsultationen nach Arti- 
kel 15 ersuchen. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassun- 
gen sowie Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Per- 
sonal zu unterhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unter- 
nehmen benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti- 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti- 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf- 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitserlaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, 
Gepäck, Fracht und Post für die bezeichneten Unternehmen oder 
andere Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertragspartei. Dieses 
Recht schließt den den Flughäfen vorbehaltenen Bereich der 
luftseitigen Bodenverkehrsdienste (Verkehrsabfertigung der Luft- 
fahrzeuge) nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförde- 
rungsleistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittel- 
bar in eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in 
jeder Währung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luftsicherheit 

(1 ) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver- 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem am 
14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen über 


MM enaflaMM floroeipHoi CxopoHM, Ha TepMTopii «koi SHaxo- 
flMTbcn nyHKT BlflnpaBneHH« nepeBeseHH«. 

(2) npM BCTaHOB/ieHHi cboTx TapMcpiB npMSHaMBHi aBianifln- 
pMEMCTBa öyAyrb öpaxM flo yearM coÖiaapTicTb eKcnnyaTaitii, 
posyMHMM npMÖyroK, nepeBaxcHi yMOBM KOHKypeHitii xa pMHKy, a 
xaKO>K iHxepecM cno>KMBaHiB xpaHcnopxHMx nocnyr. KoMne- 
xeHXHi aBiai^lMHi B/iaAM Moxcyxb biamobmxm b saxBepA^KeHHi 
xaKoro xapM4)y xi/ibKM b xoMy pasi, «Kuto bIh hb Biflnoelflae 
L^MM KpMXep iBM. 

(3) TapMcpM öyAyxb noAani npHSHaneHMMM aBianiAnpweM- 
CXBBMM aBiaL\iMMHMM B/iaABM A^B SaXBepA^eHHB He MeHUJ H|)K 

sa oamh MiCBi^b AO nepeAÖaHenoT astm ix BBeAeHHB. 

(4) Rkiao aelai^iMHi enaAM OAHieT floroeipHoT CxopoHM ne 
sroAHi 3 xapM(t}OM, HaAaHMM a^b 3axBepA>KeHHB, bohm 
npoiHcpopMytoxb aaiHxepecoeaHe aBianlAnpneMCXBo npoxBroM - 
ABaALtflTM OAHoro A”« nic/iB astm hbashmb xaKoro xapM<J)y. V 
xaKOMy paar ußiA xapM<t) He öyAe aacxocoByeaxMCb. fllioMMM fljo 
t4boro Hacy xapMcj), KoxpMM noBMHen öye öyxM saMiueHMM hobmm 
xapMcfioM, ÖyAe npoAOBjKyeaxM aacxocoByeaxMCb. 

(5) Rkiao aBiai^iMHi enaAM AoroeipHoi CxopOHM BBa>KaK>xb, 
uto öyAb-BKMM xapMcp, saxBepA^eHMM aBiaitlMHMMM BnaAaMM 
IhujoT floroBipHOi CxopoHM xa BMKOpMCXoByBaHMüi n npMSHane- 
HMM aeian iAnpHEMCXBOM, He BiAnoeiAae nonoxceHHBM nyHKxy 2 
BMUte, aeiai^lMHi enaAM nepiuoi CxopOHM MO)Kyxb sanMxaxM koh- 
cynbxatiiT 3 aeiai^iMHMMM BnaAaMM iHtuot CxopOHM BiAnoelAHO 
AO Cxaxxi 15 L|ieT VroAM. 

CxaxTB 1 1 

KoMept^lMHa AiMnbHicTb 

(1 ) Kox<Ha floroBipHa CxopoHa Ha ochobI eaaeMHocxi HaAacxb 
npM3HaseH0My aeianiAnpMeMCXBy IhujoI floroeipHoi CxopoHM 
npaeo yxpMMyeaxM Ha cboTä xepMxopii xaKi ocpicM, a xbkojk 
aAMinicxpaxMBHMM, kombpl^immmm xa xbxhIhhmm nepcoHan, bkI 
HeoöxiAHi npMSHaHeHOMy aeianlAnpMeMCXBy. 

(2) Biakpmxxb o<t)iciB xa npaiteenaujxyBaHHB nepconany, 3ra- 
AaHoro b nynKxi (1) BMute, öyAyxb npoeeAeni arlAHO 3 saKOHaMM 
M npasMnaMM BiAnoeiAHOl floroeipHOl CxopOHM, xaKMX, bk 3aKO- 
HM xa npaBMna, lufi cxocyioxbCB AonycKy xa nepeöyeaHHB iHo- 
aeMi^iB Ha xepMxopii BiAnoeiAHoT floroeipHoT CxopoHM. flnB 
nepcoHany, npaitioioHoro b sraAaHMX y nyHKxl 1 BMUte ocpicax. 
He ÖyAe. OAHaK, BMMaraxMCB Aoaein na poöoxy. 

(3) KojKHa floroBipHa CxopoHa na ochobI BsaeMHOcxi naAacxb 
öyAb-BKOMy npM3HaHeH0My aeianiAnpMeMCXBy iHiuoT floroBipHoi 
CxopoHM npaeo caMOCxiMHoro oöcnyroeyeaHHB naca>KMpiB, 
öaraxcy, BaHxa>Ky xa noiuxM a^b npMSHaneHMx aöo ihujmx 
aBianiAnpMEMCXB Ihujoi /(oroBipHoT CxopoHM. Lje npaBo He 
BKniosae BMKonaHHB nocnyr aeiaöopxoBoro HaaeMHoro 
xexHiHHoro oöcnyroByeaHHB (HaaeMHe xexHiHHe oöcnyroByeaH- 
HB noBixpBHMX cyAeH), bko aanMiuaexbCB npeporaxMBOio cnyjKÖ 
aeponopxy. 

(4) KojKHa floroB ipna Cxopona naAacxb öyAb-BKOMy npM3Ha- 
HOHOMy aeianiAnpMeMCXBy iHUJOi floroBipHOi CxopoHM npaeo 
npOAaeaxM cboI xpaHcnopxHi nocnyrM 3 BMKOpMCxaHHBM ena- 
CHMX nepeeisHMX AOKyMeHxie öeanocepeAHbO y cboTx enacHMx 
0 (J}icax no npoAajxy xa sepea cboTx areHxie Ha xepMXopiT Ihujoi 
floroBipHoT CxopoHM ÖyAb-BKOMy noKyni^io b öyAb-BKiM ea- 
nioxi. 

CxaxTB 12 
ABiai^iMHa öeaneKa 

(1) 3riAHO 3i cboTmm npaeaMM xä aoöoe’BaaHHBMM b Me>Kax 
Mi>KHapoAHoro npaea AoroeipHi CxopoHM niAxeepA^Kyioxb 
npMMHBXe HMMM B3aeMHe 30Ö0B’B3aHHB SBXMUtaXM öBsneKy 
L^MBlnbHOi aBiaitii bIa bkxIb HeaaKOHHoro BxpynaHHB. He oÖMe- 
xcyioMM saranbHe sacxocyeaHHB cboTx npae xa aoöoe’BsaHb 
3riAH0 3 MijKHapoAHMM npaeoM, floroBipHi CxopOHM, aoKpeMa, 
ÖyAyrb aibxm BiAnoBiAHO ao nono>KeHb KoHBenitii npo anoMMHM 
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Strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1988 in 
Montreal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrechtli- 
cher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internatio- 
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 
1971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämp- 
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitz- 
nahme ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlun- 
gen gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste 
und Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen 
sowie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom- 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt- 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio- 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro- 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich des- 
sen andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und 
das sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festge- 
halten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen 
Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der 
Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie- 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage- 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge- 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltern verlangt werden kann, die in Ab- 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet, den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewährlei- 
stet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, Besat- 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer- 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver- 
tragspartei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif- 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör- 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden- 
stellende Einigung nicht zustande, so' ist dies ein Grund, die 


Ta pßSWA iHUli aKTM, U\0 3AiMCHK»0TbC51 Ha ÖOpTy nOBiTpflHMX 
cyfleH, niflnwcaHoT b TokIo 14 BepecH« 1963 poKy, KoHBeHMiT 
npo öopOTböy 3 He3aK0HHiiM 3axonneHH5iM noBirpnHHX cy^eH, 
niflnHcaHoi b raa3i 16 rpyAHJi 1970 poKy, KohbohmIT npo 6o- 
pOTbÖy 3 He3aK0HHMMM aKTaMH, Cnp^lMOBaHliMM npOTM 6e3neKH 
L^HBifibHoT aBiaitii, ni^nHcaHoT b MoHpeani 23 aepecHn 1971 
poKy, ripoTOKony npo öopoTböy 3 He3aK0HHiiMM aKraMw HacH/ib- 
CTBa B aeponoprax, u^o oöcnyroByiOTb Mi>KHapoAHy MMBiribHy 
aBiaMiK), niflnMcaHoro b MoHpea/ii 24 niOToro 1988 poxy, akhm 
flOnOBHKDE KoHBOHl^iK) npO ÖOpOTbÖy 3 He3aK0HHMMM axTaMM, 
cnpflMOBaHHMH npoTH öeanexM L4MBinbHoT aaiaMiT, BHUHeHy b 
M oHpeani 23 aepecHn 1971 poxy. 

(2) floroBipHi CropoHM aaöeanenaTb 3a npoxaHHAM bck) 

HeoöxiAHy ^onoMory o^Ha o^h Im sanoö iraHHn HeaaxoHHOMy 

aaxonneHHK) qiiBiiibHoro noalTpnHoro cy^Ha ra ihiuhm axTäM 
HeaaxoHHoro arpy^aHH«, cnpsiMOBaHMM npoTM öeanexH raxoro 
noBirpnHoro cy^Ha, Horo naca>KMpiB ta exina>Ky, aeponopria ra 
aepoHaairaMiHHMX aacoöia, a raxoxc öy^b-sixiH iHiuin aarposi 
öeaneiti i^HBinbHoT aBiaitii. 

(3) y BMnaflxy aIh aöo 3arpo3M fliii, noB’flsaHMX 3 HeaaxoHHWM 
aaxonneHHnM itHBi/ibHoro noBirpnHoro cyAHa aöo 3 iHUJHMii 
axraMM HeaaxoHHoro BTpynaHHfl, cnpniwoBaHMMM npoTM öeane- 
XM noBirpflHHX cyAeH, Tx naca>KMpiB xa exina>Ky, aeponopriB xa 
aepoHaBiraMiMHMX aacoöia, Aoi'OBipHi CxopoHM, npoBOAnHM 
xoHcy/ibTaMii, AonoMOxcyxb OAHa oahö^ ui/isixoM nonerLueHHn 
3B*5i3xy xa BxoiBaHHn BiAnoBiAHMX aaxoAiß, cnp^iMoeaHnx Ha 
re, moö ycyHyxH lubmaxo i, BiAnoBiAHO, 3 MiniManbHMM pm3mxom 
Ann xcMXxn xaxl aarpoay aim. 

(4) Koxcna A^roaipHa CxopoHa B>KMBe aaxoAiß, xoxpi Bona 
Mo>Ke BBaxcaxH npaxxwHHo HeoöxiAHMMM, moö aaöeaneHMXM aa- 
xpHMaHH5i Ha aeMfii noBixpHHoro cyAHa, nxe aaanano axxy nesa- 
xoHHoro aaxonneHHfl xa anaxoAHXbCsi na TT xepMxopiT, hxiao 
xi/ibXM BiAnpaB/ieHHfl ne BHKnuxano HeoöxiAHicxx) aöeperxM 
)KHXx$i HiienaM exina^xy i nacaxcupaM. 14 i aaxoAH, axiao mo>k- 
UMBO, Maioxb öyxH BxcHxi na sacaAi eaaeMHHX xoHcyribxaAiH. 


(5) AoroBipHi CxopoHn y cboTx aiAHOCMHax öyAyxb 
BiAnoBiAHO AO nonoxenb 3 aBiauiiHHoT öeanexH, BcxaHOBneHH- 
MM M i>KHapoAHOK> opraHiaaMiEK) MMBinbHoT aBiaitiT xa BusHane- 
hhmh flx Aoa^xxh ao KoHBeHAiT b xoMy cxyneni, b nxoMy xaxi 
nonoxeHHB 3 öesnexn aacxocoani ao AoroBipHMX Cropin; bohh 
BHMaraxMMyxb, moö excnnyaxaHxw noBixpBHMX cyAOH Tx pee- 
cxpaqlT aöo excnnyaxaHXM noBixpnHMX cyAen, nxi nocxiftHO 
öaaytoxbcfi hm MaioTb ochobho Micqe AiH/ibHocxi na Tx xepti- 
xopiT, xa excnnyaxaHXM aeponopxiB Ha Tx xepMxopiT a'J^^h 
B iAnoBiAHO ao xaxMx nono>KeHb 3 aBiaqiMHoT öeanexM. 

(6) Ko>KHa AoroBipHa Cxopona noroA>Kyexbcn 3 xmm, u\o pp 
xaxMX excnnyaxaHxiB noaixpnHMX cyAen Moxe öyxM BMcyHyxa 
BMMora AOAop>xyBaxMCb nono>xeHb 3 aBiaqiMHoT öeanexM, sra- 
ABHmx y nynxxi 5 BMme, xoxpi nepeAÖanaioxbcn inmoio Ao* 
roBipHOK) CxopoHOK) A^fl npMÖyxxn Ha, BiAnpaaneHHn 3 aöo 
nepeöyBaHH« b Me)xax xepMxopiT AieT IhluoT AoroeipnoT Cxo- 
poHM. Ko>xHa Aoroaipna Cxopona saöeanenMXb BJXMBaHH« 
ecjjexxMBHMX aaxoAiß y Me)xax TT xepMxopiT A^n aaxMcxy 
noBixpnHMX cyAen xa nepeeipxM naca>XMpiB, exina>xy, noxna>xi, 
a xaxo>x aacxocyBannn BiAnoBiAHMX aaxoAiß öesnexM iaoao 
öara>xy, eanxsoxy xa öopxoBMX aanaciB nepeA i niA nac npMMOMy 
Ha öopx HM HaBaHxa>xeHHq. Koxcna AoroBipna Cxopona xaxo>x 
AOöpo3MHnMBo poarnnne öyAb-nxe npoxannn IhujoT CxopoHM 
lAOAO B>xMBaHHn oörpynxoBaHMX cneqianbHMX aaxoAie 3 öesne- 
XM y BiAnoBiAb na xoHXpexHy sarposy. 

(7) 9\Kwp AoroBipna Cxopona ne AoxpMMyexbcn nono>xeHb 3 
aBiaqiMHoT öe3nexM, aBiaAiMHi anaAM IhujoT AoroBipnoT Cxopo- 
HM Mo>xyxb aanMxaxM HeraMHoro npoBOAeHH« xoHcynbxaqiM 3 
aBiaqiMHMMM BnaASMM nepujoT AoroBipHoT CtopoHM. HeMO>x- 
nMBicxb AOcnrHOHH« 3aAOBinbHoT 3roAM npoxnroM Micni4n bIa 
A axM xaxoro 3anMTy 3poöMXb niACxaBM, moö biamobmxm b Ha- 
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Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzu schränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 

Artikel 13 
Einreise und 

Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver- 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor Ihrer Abreise nicht nur im unmit- 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal- 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt Ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für Ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreisebe- 
rechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so er- 
kennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der 
Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um- 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam- 
menarbeit und eine Verständigung In allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 15 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags- 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör- 
terungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach An- 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 14 
kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsultatio- 
nen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 

Artikel 16 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 15 beige- 
legt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen bestellt wird. Die Mitglieder werden 
innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende Innerhalb von drei 


ßßHHi, cKacyeaTM, oöMe^KHTM aöo BcraHOBkiTM yMOBki ctocobho 
AOSB o/iy Ha BHKOHaHHn no/iboriB aBiani/]|npHeMCTB nepiuoT Ao- 
roBipHOi CropoHM. Rkul^o i^e BHMara erben KpaHHboio Heo6x\f\- 
HiCTK), KO)KHa AorOBipHB CropOHa MOKO B)KHBaTM TMMHaCOBi 
saxo^H ßp saKiHHeHHn Micni^n. 

CTarm 13 

iMMirpaMin ra KOHrponb AOKyMeHTis, 
Heoöxi/^HMX npM nepeeeaeHHl 

(1) 3a sanMTOM öy^b-nKoT CropoHM iHiua floroBipna CropoHa 
/i^osBonHTb aBiani/i^npHEMCTBaM, bki BHKOpHcroByioTb ko- 
Mepi^iHHi npaaa b oöox Kpai'Hax, Bx^MBarn saxoß’m, rapaHryio- 
HMX, ü\o nepeBOsnrbcn riribKH nacaxcwpM 3 nepeBiSHMMM ppKy- 
MeHTaMM, Korpi BHMaraiorbcn ^nn B’isfly aöo rpaHSHry nepea 
Kpa'iHy, «Ka no^ana aanMT. 

(2) Ko>KHa floroBipHa CropoHa npMMMe nepeBipKM oeoöy, 
noBepHOHy 3 nyHKiy npM3HaHeHHn nienn BM3HaHHn iT neflony- 
LUeHOK) B t^en nyHKX, «kuho up oeoöa pan im nepeöyaana Ha Ti 
repHTopii nepeß nocaflKOio na öopr, BMKnioHaioHM BMnaflOK 
npnMoro rpaHamy. floroBipna Cropona ne öy^e noBeprarM 
raKy oeoöy b Kpai’Hy, ßß Bona pan im öyna BHBHana ne/i^onyune- 

HOK). 

(3) LJe nono>KeHHn ne npiinycKae nepemKO/pKennn pepmas- 
HMM B/iaflaM npoBOflHTM noflanbmy nepealpKy noBepHyroi ne- 
/]|onyii^eHoT ocoöh ßp9\ BHOHaneHnn Ti MO>KnHBoro nepeöyaaHHn 
B KpalHi aöo apoöMTM npHroryBannn flnn Ti rpancclDepy, nepe- 
MiuteHHB MH /i^enoprai^iT b Kpainy, rpoMa/v^HHHOM nxoT Bona 
£,aöo ßB iHmHM hhhom MOxcnHBe TT nepeöyBannn. Rkij^o oeoöa, 
Korpa öyna BManana Heflonyu^eHOio, aaryöwna aöo Mae nomKOfl- 
)KeHi AOKyMGHTM, HeoöxiflHi nifl nac nepeBeaennn, floroBipna 
Cropona npMiiMe aaMicrb hmx flOKyMenr, nocBiflHyioHMM oöera- 
BHHH Bi^npaBnennn ra npnöyrrn, nKnn BHOHcannn ^ep^KaBHHMH 
BnaflaMM floroBipnoi CropOHM, ße oeoöa öyna BMonaHa neflo- 
hymenoK). 


Crarro 14 
OömIh AyuKaMM 

Mixe aBiai^iiiHMMM Bna^aMM floroBipHMX CropiH 3a norpeöoio 
öyfle npoBOflMrMCb oömIh flyMKaMM flnn floenmeHnn riCHoro 
cniBpoöirHMi^rBa i 3roflM 3 ycix nwraHb ißOßo 3acrocyBaHHn i^ieT 
VroflH. 

Crarrn 15 
KoHcy/ibTai 4 iT 

y Öy^b-BKHM Mac Öyflb-BKOK) florOBlpHOK) CxOpOHOK) Moxeyxb 
öyrM aanMranl KOHcynbrat^iT 3 Meroio oöroBopennn nonpaaoK 
ßo i^ieT yroflM hm Taönni^i Mapmpyrie aöo 3 nnraHb ißoßo rny- 
Manennn. Te xe caMe crocy erben ^MCKyciM ißOßo aacrocyBannn 
t^ieT yroflM, nKu^o öyflb-nKa floroBipna Cropona BBaxeae, 140 
oöMin AyMKaMM b Mexeax aacrocyBannn Crarri 14 i^ieT yroflM ne 
npM3BiB ßO öyflb^nKMx aaflOBlnbHMX peaynbrarlB. Taxi Koncynb- 
rai^lT poanoHnyrbcn npornroM flBOX Micnt^ia 3 flarn Oflepxeannn 
aannry inmoio floroBipnoio Croponoio. 

Crami 16 

Bpery/iiOBaHHn enopis 

(1) Rku^o öy^b-nxMM enip ißOßo rnyManennn hm aacrocyBannn 
i^leT yroflM ne Moxee öyrM BperynbOBanMM BiflnoBiflHO ßO 
Crarri 15 i^ieT yro^M, nMrannn Moro BMpimennn öy^e naflano 
apölrpaxenoMy eyfly na BMMory öyflb-nxoT CropoHM. 

(2) TaxMM apöirpaxeHMM cyfl öy/:^e Koxenoro paay opraniaoBa- 
HMM ari/^HO 3 raxMMM nonoxeennnMM: Koxena floroBipna Cropona 
npM3HaHMrb no o^noMy apöirpy, a i^i apöirpM AOMOBnnrbcn 
crocoBHO Tx ronoBM - rpoMa^nnMna rperboT xpaTHM, nxMM npM3- 
nana erben ypn^aMM. Taxi apöirpM öy^yrb opManaHenl nporn- 
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Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei der anderen 
mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver- 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. 
Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer 
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten 
des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den 
Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 17 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des- 
sen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 
ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 1 5 statt. 

Artikel 18 

Registrierung bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten- 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation zur Registrierung übermittelt. 

Artikel 19 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
11. November 1971 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine außer Kraft. 

Artikel 20 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. 

Artikel 21 

Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß in Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisafion mitgeteilt. In diesem Fall tritt das Abkommen 
zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der anderen Ver- 
tragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf 
dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen wird. Wird der 
Eingang der Mitteilung von der anderen Vertragspartei nicht be- 
stätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem 


roM abox MiCflitiB, a ronoea - npornroM Tpbox m icniiiB bIa A^Tki, 
K 0 J 1 H OAHa AoroBipHa CropOHa npoiHcpopMyBana iHUjy Ao- 
roBipHy CropoHy npo cbIm HaMip nepeAarn nuraHHA eperynio- 
Bannq cnopy ao apöirpajKHoro cyAy. 

(3) 9\kii\o CTpOKM, BMSHaHeHi y nyHKTl 2 BMine, He AOAep>KaHi; 
öyAb-flKa floroBipHa CropoHa npM BiAcyrHOcri öyAb-flKoi cy- 
nyTHboi po36i)KHOCTi MO)Ke aanpocMTM npesHAeHTa PaAw 
Mi)KHapoAHOi opraHisaqil iiMBi/ibHoT aBlaqii spoöMTH HeoöxiAHi 
npMSHaMeHHfl. 9\kü\o HpesMAeHT e rpoMaAflHMHOM öyAb-nKoi 
AoroBipHoT CropoHH aöo aku^o bIh 3 Ihiumx oöcraBHH He Moxce 
BMKOHyBaTM 14 K) 4)yHKqlio, Bii4enpe3iiAeHT, KOTpHH e Moro 3a- 
crynHHKOM, apoöHTb HeoöxiAHi npM3HaH6HHq. 

(4) ApöiTpaxcHHM cyA npHHMe cboi pituennn öi/ibiiiicTio ro- 
jiociB. Taxi piiueHHA öyAyrb oöoB’naKOBHMM A^n AoroBipHHx 
CxopiH. Ko>KHa floroBipHa Cropona BiabMe na ceöe BMAarKu 
CBoro B/iacHoro Hnena, a TaKO)K CBoro npeAcraBHHMTBa na 
apöiTpaxcHHx aaciAaHHAx; BMAaTKw'ronoBM ra öyAb-AKi iHLui 
BHAaTKH ÖyAyrb poanoAineni napiano floroBipHHMw Cropona- 
MH. 3 ycix iHLUkix nnraHb apöiTpa>KHHH cyA BH3HaHHTb cbok) 
BJiacHy npoiteAypy. 

CraTTA 17 

EararocTopoHHi KOHBeHi^i i 

y pa3i HaöpaHHA HHHHOcri aaranbHOfO öararocropOHHboio 
KOHBenqlEK) moAO noairpqHoro rpaHcnopry, qxa BM3HaHa flo- 
roBifHiMMH CropoHaMH, nojio>KeHHq 14 ! ei KOHBenqiT öyAyrb 
nepeBaxcarM. 6 yAb-qKl AwcKycii crocoBHo BManaHeHHq crynenq, 
B AKOMy AA VrpAa oöMexcena, aaMlHena, aMinena aöo Aonoane- 
Ha no/io>KeHHAMH öararocropOHHboi KOHBeHqiT, öyAyrb npoae- 
Aeni BiAnoBlAHO ao Crarri 15 aIeT VroAH. 

CraiTA 18 

PeecrpaMlA b Mi)KHapoAHiM 
opraHiaaAiT AMBliibHoT aBiat4ii 

Ma yroAa, öyAb-AKi nonpaBKw ao neT ra öyAb-AKWH oömIh 
H oraMH ar iAHO 3 I Crarreio 2 (2) Ai e i yroAH öyAyrb nepeAani b 
Mi)KHapOAHy opraniaaAiio A>^BinbHoT aBiaAi i r\f\9\ peEcrpaAi i. 

CraiTA 19 
rionep^Hi yroAM 

3 HaöyrrAM HMHHOcri i\\eK> yroAOio BrpanaE HUHHicrb yroAa 
Mi)K ypAAOM Cotoay PaAflHCbKMX CoAianicmHHHX PecnyöniK i 
ypAAOM OeAeparMBHoI PecnyöniKM HiMeHHMHa npo noeirpAne 
cno/iyweHHA bIa 11 /iMcronaAa 1971 poxy iaoao yxpaiHW ra 
OeAeparMBHoT PecnyöniKH NlMeHHHHa. 

CraxTA 20 

HaöyTTA HMHHOcrl, crpoK Ai i 

(1) 14 a yroAa naöepe hhhhocxI nepes oamh wiiCAAb bIa abxm, 
KOJiM ypAAH HorM4)iKyK)rb oahh OAHOMy, \i\o HeoöxiAHi 
BHyrpiujHi BUMorw HaöpaHHA Aie*o yroAOio HMHHOcri bmko- 
Hani. 

(2) L4a yroAa öyAe yKnapßna na HeBHaHaneHHH crpoK. 


CraTTA 21 
Brpara hhhhocxI 

ByAb-AKa floroBipna Cropona mojko b öyAb-AKnii nac 
HaAicnarki iHiuiH AoroBipHin Croponi noBiAOM/ieHHA npo cboe 
piiuoHHA npvmHHkiXH HHHHicxb Ai£i yroAH; raxe noalAOM/ieHHA 
ÖyAe oAHOHacHo HaAicjiano ao Mi)KHapOAHoT opraniaaAi^ 
AMBijibHoT aBlaAii. B raKOMy annaAKy A« yroAa BxparHXb 
HMHHicxb Hepea ABanaAA^rb MiCAAie BiA aha OAep>KaHHA noBi- 
AOM/ieHHA iHUJOK) AorOBipHOK) CropOHOK), AKIAO ri/lbKH nOBiAO- 
M/ieHHA npo BTpary hhhhocxI ne BiAK/iHKano aa aroAOio ao 
saKiHHeHHA Aboro crpoKy. Rkiao BiAcyxHE niArBepA>KeHHA npo 
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OAep^KaHHn iHUjOK) AoroBipHOK)CTOpOHOio noBiAOM/ieHHn, boho 
BBSOKaTMMeTbcn o/^ep>KaHMM Hepes HOTMpHa^L^Tb nic/in 
OTpMMaHHn noBiAOMJieHHn Mi^KHapoAHOio opraHisaL^icio 4MBi/ib- 
HOI aBiaitii. 


Geschehen zu Kiew am 10. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


BMMHeHO B M. Kmcbi „10** HepBHn 1993 pOKy y ^box npMMipHM- 
Kax H iMeL^bKOlO Ta yKpaTHCbKOK) MOBaMM, npMMOMy OÖM/^Ba TeK- 
CTM MaiOTb OflHaKOBy CMJTy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a yp^A OeAepaTMBHO i Pecnyö/iiKM hÜMeHHHHa 
J. Trumpf 

Matthias Wissmann 

Für die Regierung der Ukraine 
3a yp^A yxpaiHM 
O. D. Klimpusch 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs Ist der Interna- 
tionale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrieben werden, 
wenn die ausländischen Staaten, die überflogen oder an- 
geflogen werden sollen, deutschen Luftfahrtuntemehmen 
entsprechende Verkehrsrechte gewähren. 

Nach allgemeinen internationalen Gepflogenheiten wer- 
den diese Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. Um ein derartiges Abkom- 
men handelt es sich bei dem am 10. Juni 1993 in Kiew 
Unterzeichneten Luftverkehrsabkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine. 

Die eingeräumten Verkehrsrechte werden in einem als 
Protokoll vereinbarter! Fluglinienplan festgelegt. Diese 
Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die Fluglinien- 
rechte den Verkehrsanforderungen jeweils leichter und 
schneller anpassen zu können. 

II. Besonderes 

Artikel 1 erläutert die im Abkommen verwendeten Be- 
griffe. 

Artikel 2 legt die gewährten Freiheitsrechte der Zivilluft- 
fahrt in den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien 
fest. 

Die Artikel 3 und 4 legen das Verfahren für die Ertei- 
lung, die Verweigerung und den Widerruf der Betriebsge- 
nehmigung zur Durchführung des Fluglinienverkehrs fest. 
Von dem Recht eines Widerrufs der Betriebsgenehmigung 
darf grundsätzlich nur nach Konsultationen der Vertrags- 
parteien Gebrauch gemacht werden. 

Artikel 5 sichert Inländerbehandlung zu bei den Im Zu- 
sammenhang mit der Benutzung der Flughäfen anfallen- 
den Gebühren. 

Artikel 6 gewährt auf der Basis der Gegenseitigkeit 
weitgehende Zoll- und Abgabenfreiheit für verwendete 
Luftfahrzeuge einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrü- 
stungsgegenstände und Bordvorräte. Er sichert darüber 
hinaus auf der Basis der Gegenseitigkeit Vergünstigungen 


auf dem Gebiet der Umsatzsteuer oder einer ähnlich aus- 
gestalteten indirekten Steuer zu. 

Artikel 7 gewährt das Recht auf freien Gewinntransfer. 

Artikel 8 soll ein zufriedenstellendes Beförderungsan- 
gebot sicherstellen. Ausgegangen wird vom Prinzip der 
beiderseitigen Genehmigung insbesondere hinsichtlich 
der Frequenz der Flugdienste, der Kapazität sowie der 
Flugpläne. 

Artikel 9 verpflichtet zur Übermittlung von Betriebsan- 
gaben und zum Austausch der Statistiken. 

Artikel 10 enthält in Ergänzung zu den in Artikel 8 ent- 
haltenen Grundsätzen nähere Bestimmungen hinsichtlich 
der Tarifgestaltung. 

Artikel 11 regelt das Niederlassungsrecht der bezeich- 
neten Luftfahrtunternehmen, das Recht der Selbstabferti- 
gung und das Recht des freien Verkaufs der Beförde- 
rungsdienste. 

Artikel 12 verpflichtet die Vertragsparteien zur Einhal- 
tung der völkerrechtlichen Pflichten zur Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt vor rechtswidrigen Eingriffen, welche konkretisiert 
werden. 

Artikel 13 gibt die Möglichkeit der Kontrolle der Fluggä- 
ste Im Hinblick auf die erforderlichen Einreisedokumente 
und verpflichtet die Vertragsparteien zur Rücknahme der 
von der anderen Vertragspartei zurückgewiesenen Flug- 
gäste. 

Die Artikel 14 bis 21 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch, den Konsultationen, der Beilegung von 
Streitigkeiten, einschließlich der Möglichkeit zur Anrufung 
eines Schiedsgerichts. Entsprechende Regelungen sind in 
Luftverkehrsabkommen üblich und zum Ausgleich mögli- 
cher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. Sie enthal- 
ten darüber hinaus die International üblichen Kündigungs-, 
Registrierungs- und Schlußbestimmungen sowie die Be- 
handlung früherer Abkommen und die Festlegung des 
Vorrangs eines mehrseitigen Luftverkehrsübereinkom- 
mens. 
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